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Liebe Teltow-Flämingerin,
lieber Teltow-Fläminger,

wir sprechen Sie an, weil 
es um die Kommunal-
wahlen direkt vor Ihrer 
Haustür geht. Mit Ihrer 
Entscheidung bestim-
men Sie die Kommunal-
politik der nächsten fünf 
Jahre mit.
Wir als LINKE wollen 
nicht nur die Probleme 
des Alltags benennen, 
sondern diese sozial gerecht lösen. 
Wir wollen – auch mit Ihrer Unterstüt-
zung – voranbringende Veränderun-
gen.

Das Leben in einer gesunden Umwelt 
muss bezahlbar bleiben und niemand 
soll Altersarmut befürchten müssen. 
Unsere Städte und Dörfer erleben 
eine beeindruckende Entwicklung. 
Wachstum in fast allen Bereichen 
dominiert. Doch alles Neue verlangt 
Antworten mit Lösungswegen: für die 
Busverbindung oder die medizinische 
Versorgung genauso wie für die Kin-
derbetreuung oder die Schulentwick-
lung.

Zur Lebensrealität zählt für uns auch 
ein weltoff enes und tolerantes Ge-
meinwesen ohne Diskriminierung von 

Menschen. Wir setzen 
uns für die schnelle In-
tegration neuer Mitbür-
gerinnen und Mitbürger 
in allen Bereichen un-
seres Landkreises ein. 
Wir unterstützen alle 
Formen des friedlichen 
Zusammenlebens und 
lehnen jegliche Feind-
seligkeiten untereinan-

der ab – Frieden, Antifaschismus und 
Antirassismus sind für uns LINKE un-
umstößliche Grundwerte.
Wir setzen uns für alle Mitbürgerin-
nen und Mitbürger in Stadt und Land 
ein, die das demokratische Gemein-
wesen mit uns gemeinsam weiter 
entwickeln wollen.

Wir werben off en und ehrlich um Ihre 
Stimme am 26. Mai 2019. Am Wahl-
sonntag können Sie so die Fortset-
zung der erfolgreichen Entwicklung 
des Landkreises Teltow-Fläming mit-
bestimmen!

Ihr Felix Thier

Kreiswahlprogramm der LINKEN TF zur Kommunalwahl 2019
Teltow-Fläming mit LINKS gestalten

Foto: Ben Gross
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1. Teltow-Fläming –
für eine sichere Zukunft

■ Daseinsvorsorge muss in öff entlicher
 Hand bleiben, wir sind gegen Privati-
 sierungen sozialer Einrichtungen.

■ Im Bereich der Wirtschaftsför-
 derung ist das Augenmerk auf
 die Ansiedlung weiterer Unter-
 nehmen zur Schaff ung von
 zukunftssicheren und nachhal-
 tigen Arbeitsplätzen mit gerech-
 ter Bezahlung zu legen.
 Dabei sind Neugründerinnen und
 Neugründer vorrangig zu fördern.
 Richtlinien zur Unterstützung und
 Förderung kleiner und mittelstän-
 discher Unternehmen (KMU) sind
 gute Voraussetzungen dafür.

■ Der Erhalt und der Ausbau der
 kommunalen Infrastruktur ist
 eine wichtige Voraussetzung für
 die weitere Entwicklung zur Si-
 cherung des Zusammenlebens
 aller Bürgerinnen und Bürger.
 Wir setzen uns daher dafür ein,
 dass der Öff entliche Personen-
 nahverkehr (ÖPNV) zu einer kom-
 munalen Pfl ichtaufgabe wird.
 Die dafür notwendigen Mittel sind
 über den Bundes- und Landes-
 haushalt bereitzustellen.

■ Wir unterstützen die Entwicklung
 von Plusbus-Linien im Landkreis.

■ Um eine stabile Busverbindung
 von Blankenfelde-Mahlow in die
 Landeshauptstadt zu gewährleis-
 ten, setzen wir uns im Kreistag
 für die langfristige Sicherung
 und den Ausbau der Linie 600
 von Mahlow über Großbeeren
 nach Teltow ein, da diese Linie
 von Blankenfelde-Mahlow, Groß-
 beeren und dem Landkreis ge-
 meinsam fi nanziert wird.

■ Der Standort Schönefeld für den
 „Hauptstadtfl ughafen“ BER ist und
 bleibt falsch. Trotzdem ist mit die-
 sem Sachverhalt nun umzugehen.
 Jeder Mensch hat das Recht,
 von gesundheitsschädlichem Lärm
 verschont zu bleiben, dies gilt ins-
 besondere für Flug- und anderen
 Verkehrslärm.
 DIE LINKE in Teltow-Fläming
 unterstützt die Umlandgemeinden
 in ihrem Kampf gegen den Master-
 plan BER.
 Der Kreistag wird von uns aufge-
 fordert, sich einer eventuellen
 Klage gegen die Inkraftsetzung
 des Masterplans ohne Planfest-
 stellungsverfahren anzuschließen.
 Der bereits mit der Planfeststel-
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 lung zugesagte bauliche Schall-
 schutz ist für alle Anspruchsbe-
 rechtigten zu gewährleisten.
 Wir fordern die dauerhafte und
 abschließende Deckelung der
 planfestgestellten und genehmig-
 ten Anzahl von jährlich 360.000 
 Flugbewegungen.
 Eine Entwicklung des BER-Stand-
 ortes in Berlin-Schönefeld zu
 einem internationalen Luftdreh-
 kreuz lehnen wir ab.
 Wir sind gegen den Bau weiterer
 Start- und Landebahnen am Flug-
 hafen BER. Wir fordern ein Nacht-
 fl ugverbot von 22–6 Uhr.
 Die Verkehrsanbindungen des BER
 zu den Landkreisen Teltow-Flä-
 ming und Dahme-Spreewald sind
 zu verbessern, so beispielsweise
 die Umsteigemöglichkeiten im
 Bereich Blankenfelde-Mahlow.

■ Wir wirken auf die Bundes- und
 Landespolitik ein, die Taktungen
 der Bahn- und Busverbindungen
 überregional so zu sichern, dass
 schnelle Verbindungen in die
 Landeshauptstadt Potsdam und
 nach Berlin bedarfsgerecht zur
 Verfügung stehen.

■ Die Bahn- und Busverbindungen
 müssen besonders für Berufs-

 pendlerinnen und -pendler ver-
 bessert werden. Dazu zählt auch
 eine aufeinander abgestimmte
 Taktung.
 Eine weitere Taktausdünnung
 oder gar Streichung von Halte-
 punkten der Verbindungen wird
 von der LINKEN strikt abgelehnt.
 Wir unterstützen Bürgerinitiativen
 zur weiteren Erschließung des
 ÖPNV so wie in der Region Dah-
 me/Mark mit ihrer Forderung zur
 Schaff ung einer Bahnanbindung.
 Ebenso fordern wir einen ein-
 stündigen Takt in Regionen mit
 bisher seltener angefahrenen
 Bahnhaltepunkten.

■ Der ÖPNV in den großen Gewer-
 be-/ Industriegebieten von Groß-
 beeren und Ludwigsfelde ist zu
 verbessern. Weiterhin müssen
 auch für den Individualverkehr
 Parkfl ächen in diesen Gebieten
 ausgewiesen werden. Des Weite-
 ren sind ausreichend Parkmög-
 lichkeiten an den Bahnhöfen vor-
 zuhalten.
 Als Beitrag zum Klimaschutz muss
 das Ziel jedoch sein: Ein gut aus-
 gebauter, fl ächiger und regelmäßig
 verkehrender ÖPNV ist immer
 besser als der Individualverkehr.
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■ Die Erfüllung der Ziele des Nah-
 verkehrsplanes 2014–2018 ist für
 uns der Maßstab für die Bewer-
 tung der ÖPNV-Entwicklung im
 Landkreis. Wir unterstützen die
 Fortschreibung des Nahverkehrs-
 planes für die kommende Legisla-
 turperiode.
 Besonderen Wert legen wir hier
 auf die Investitionen zur Barriere-
 freiheit, Maßnahmen zu einer
 weitestgehend fl ächendeckenden
 Bedienung mit ÖPNV-Angeboten
 und Maßnahmen zur Zufrieden-
 heit der Fahrgäste.
 Bei der Flottenmodernisierung ist
 verstärkt auf Elektromobilität hin-
 zuwirken.

■ Mobilität ist für uns Bestandteil
 staatlicher Daseinsvorsorge, wir
 setzen uns dafür ein, dass der
 ÖPNV mindestens preisstabil
 bleibt und auch an Wochenenden
 bedarfsgerecht erfolgt.
 Unser Ziel ist ein fl ächende-
 ckendes und barrierefreies An-
 gebot des öff entlichen Verkehrs
 mit nutzerfreundlicher Taktung,
 guten Umsteigemöglichkeiten so-
 wie sozialverträglichen Tarifen.

■ Wir treten für die Wiederaufnah-
 me des Vorhabens der Ortsum-

 fahrung Trebbin für die B246 ein
 und unterstützen die Forderung
 nach einer Ortsumfahrung des
 Stadtgebiets von Baruth/Mark
 für die B96 bzw. B115.

■ Im Landkreis muss die Gesamt-
 situation bei den zur Verfügung
 stehenden Radwegeverbindungen
 verbessert werden. Sinnvolle Er-
 gänzungen zwischen bestehen-
 den Radwegen sind vorzuneh-
 men, zum Beispiel auf der Strecke
 Luckenwalde-Dobbrikow oder Stül-
 pe-Kummersdorf.
 Der erarbeitete Radwegeplan mit
 einer vorhandenen Prioritäten-
 liste der Kreisverwaltung, der un-
 ter Einbeziehung der Kommunen
 im Jahr 2016 entstanden ist,
 muss in der kommenden Wahlpe-
 riode umgesetzt werden.

■ DIE LINKE tritt für den schnel-
 leren Breitband-Ausbau ein und
 fordert die fi nanzielle Sicherstel-
 lung durch Bund und Land.
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2. Gute Bildung für alle von 
Anfang an

■ Der KITA-Bedarfsplan und die
 Schulentwicklungsplanung müs-
 sen zeitnah an die aktuelle Ent-
 wicklung angepasst werden.
 Es muss besonders bei den
 Grundschulen nach dem Grund-
 satz „Kurze Wege für kurze Bei-
 ne“ gehandelt werden und in je-
 dem Fall sind die Träger einzube-
 ziehen.
 Wir fordern ein neues Kita-Ge-
 setz, das den aktuellen Bedingun-
 gen Rechnung trägt. Flexible Be-
 treuung in einer fl exiblen Arbeits-
 welt muss zur Regel werden,
 nicht nur durch Bundesprogramme
 wie zum Beispiel KITA Plus. Alle
 Träger sind hier in der Pfl icht.
 Wir fordern, dass die Anzahl der
 Erzieherinnen und Erzieher nach
 dem tatsächlichen Bedarf der El-
 tern berechnet wird (Schichtar-
 beiterinnen und -arbeiter, Pfl ege-
 personal, Verkäuferinnen und Ver-
 käufer etc.), also nicht nur nach
 den festen Betreuungszeiten.
 Auch die Urlaubs- und Krank-
 heitstage der Erzieherinnen und
 Erzieher müssen berücksichtigt
 werden. Eine Ausweitung des Be-
 treuungsangebotes für Kinder

 könnte den Eltern erleichtern,
 eine Vollzeitstelle anzunehmen.

■ Die Beförderung von Schülerin-
 nen und Schülern muss kosten-
 frei erfolgen und ist für uns eine
 Pfl ichtaufgabe des Landes zur
 Daseinsvorsorge.

■ Die Netzwerke „Gesunde Kinder“,
 „Frühe Hilfen“ und „Kinder-
 schutz“ erfahren auch zukünftig
 unseren vollen Zuspruch.
 Eine weitere Vernetzung und Un-
 terstützung der Fachkräfte und
 ehrenamtlich Tätigen im Land-
 kreis ist für das Aufwachsen un-
 serer Kinder unerlässlich.
 Wir unterstützen die Entwicklung 
 eines Familienzentrums in jeder
 Kommune als erste Anlaufstelle
 zur Beratung und Unterstützung
 für Familien bezüglich des gesun-
 den Aufwachsens ihrer Kinder.
 Das Bereitstellen von Räumlich-
 keiten, beispielsweise im Rahmen
 von Eltern-Cafés, fördert die Be-
 gegnung und den Austausch der
 Eltern untereinander sowie das
 soziale Miteinander.
 Perspektivisch sollen die Fami-
 lienzentren zu Mehrgeneratio-
 nen-Treff punkten ausgebaut wer-
 den.
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■ Wir setzen uns für die Schaf-
 fung von kreisweiten Einschu-
 lungszuschüssen für Schulanfän-
 gerinnen und Schulanfänger ein.

3. Soziale Gerechtigkeit für 
ein selbstbestimmtes Leben

■ Die Bereitstellung von bezahlba-
 rem Wohnraum, besonders für
 sozial schwache Familien und äl-
 tere Wohnungssuchende, ist Ar-
 beitsschwerpunkt für uns.
 Zur Stärkung des sozialen Woh-
 nungsbaus erhöhen wir unseren
 Einfl uss auf die kommunalen,
 genossenschaftlichen und priva-
 ten Wohnungsunternehmen. Das
 Ziel ist die anteilige Erhöhung des
 geförderten Wohnungsbaus.
 Wir setzen uns gegen den Abbau
 von Mietpreisbindungen ein.
 Von der Landesregierung erwar-
 ten wir die ungekürzte Über-
 tragung der Bundesmittel für die
 Wohnungsbauförderung auf die
 Kommunen.
 In den Konzepten für die städte-
 bauliche Entwicklung ist der An-
 teil des sozialen Wohnungsbaus
 darzustellen.

■ Wir unterstützen den individu-
 ellen Wohnungsbau im ländlichen
 Raum.

■ Wir nehmen Einfl uss auf die
 Schaff ung von Wohnraum für ein-
 kommensschwache Familien und
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 für Mehrpersonenhaushalte (kin-
 derreiche Familien), insbesonde-
 re durch Genossenschaften und
 kommunale Gesellschaften.
 Besonderen Wert legen wir auf
 den bedarfsgerechten Anteil an
 sozialem und barrierefreiem bzw.
 barrierearmem Wohnraum.
 Dabei ist die Zusammenarbeit
 mit den Eigentümerinnen und
 Eigentümern von Wohnraum wie
 Genossenschaften und Privatper-
 sonen, die über größere Wohn-
 raumbestände verfügen, intensi-
 ver auszubauen und zu fördern.

■ Wir treten mit kommunalpoliti-
 schen Maßnahmen für wohnort-
 nahe Hausarztpraxen und eine
 gute, bedarfsgerechte fachärzt-
 liche Versorgung ein. Erreicht
 werden kann dies unter anderem
 durch die Bereitstellung von kos-
 tengünstigen Räumen für Praxen
 oder Unterstützung im Rahmen
 der Fördermöglichkeiten für klein-
 und mittelständische Unterneh-
 men.
 Zur Sicherung der fl ächende-
 ckenden Versorgung mit Haus-
 und Fachärztinnen und Fachärz-
 ten muss die Zuständigkeitsre-
 gion verkleinert werden. Dazu
 wirken wir auf die Bundes- und

 Landespolitik ein.
 Besonderes Augenmerk legen wir
 auf die Erhaltung und Weiterent-
 wicklung der erweiterten Regel-
 versorgung in den Krankenhäu-
 sern in unserem Landkreis und
 insbesondere auf die Funktionali-
 tät der Medizinischen Versorgungs-
 zentren (MVZ).

■ Wir sind für die Sicherung des
 Erhalts und Schaff ung von Ein-
 richtungen und Möglichkeiten
 einer sinnvollen Freizeitgestal-
 tung für Kinder und Jugendliche;
 dies erfordert qualifi ziertes Per-
 sonal.
 Eine weitere Forderung von uns
 sind die Förderung und der Aus-
 bau der Personalstellen bei der
 Jugend- und Jugendsozialarbeit,
 insbesondere der Sozialarbeit an
 allen Grundschulen.

■ Wir stehen für den Erhalt der
 fi nanziellen Unterstützung der
 Tätigkeit des Kreisseniorenbei-
 rates Teltow-Fläming, der Behin-
 dertenbeiräte und der Senio-
 renarbeit in den Kommunen des
 Landkreises, um beispielsweise
 die Teilnahme an der Branden-
 burgischen Seniorenwoche wei-
 ter zu sichern.
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■ Das jährliche Neubürgertreff en
 der Stadt Luckenwalde ist ein
 verallgemeinerungswürdiger Bei-
 trag zur Integration von Neubür-
 gerinnen sowie Neubürgern und
 zeigt unsere Willkommenskultur.
 Kriegsbedingt aus ihren Heimat-
 ländern gefl üchtete Menschen
 benötigen unsere Unterstützung.
 Dabei ist ein Klima der Off en-
 heit und guten Nachbarschaft zu
 fördern und Hilfe beim Erlernen
 der deutschen Sprache, der be-
 rufl ichen Orientierung und der
 Teilnahme am gesellschaftlichen
 Leben zu gewähren.

■ Besonders in Teltow-Fläming mit
 zahlreichen munitionsbelasteten
 Flächen benötigen wir bei der
 Feuerwehrtechnik ein ausgewo-
 genes Verhältnis zwischen Stan-
 dardausrüstung und Sonderaus-
 stattung. Im Wald sind breite
 Schutzstreifen und befahrbare
 Wege erforderlich. Waldwege
 müssen gekennzeichnet und das
 Netz an Wasserentnahmestellen
 möglichst fl ächendeckend sein.
 Eine funktionierende Funkkom-
 munikation muss sichergestellt,
 aktuelles Kartenmaterial vorhan-
 den und eine aktuelle Ausbildung
 der Kräfte gewährleistet sein.

 Die Arbeit im Ehrenamt bei der
 Freiwilligen Feuerwehr verdient
 mehr Ehrung und Würdigung, un-
 ter anderem durch Erhalt und
 Ausbau der Ehrenamtsentschädi-
 gung.
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4. Bürgernähe mit transpa-
renten Verwaltungen

■ Wir stehen für eine partner-
 schaftliche Kommunikation zwi-
 schen Verwaltung, Politik und
 Bürgerschaft.
 Schnellere Verwaltungsentschei-
 dungen, zum Beispiel bei Bauan-
 trägen, erreicht man unter ande-
 rem durch eine gute Personalaus-
 stattung.

■ Wir wollen, dass die Belastungen
 der Bürgerinnen und Bürger durch
 Abgaben, Umlagen und Gebühren,
 beispielsweise für Straßenausbau-
 maßnahmen, so gering wie mög-
 lich sind. Diese Verpfl ichtungen
 der Anwohnerinnen und Anwoh-
 ner sollen nur in Höhe des gesetz-
 lichen Mindestaufwandes festge-
 legt werden.
 Mittelfristig unterstützen wir die
 Forderung nach Abschaff ung von
 Ausbaubeiträgen und die Erarbei-
 tung alternativer Finanzierungs-
 modelle.

■ Wir fordern die zeitnahe Einfüh-
 rung der Möglichkeit, Online-An-
 träge zu stellen. Die Kreisver-
 waltung hat ihren zentralen Sitz
 in Luckenwalde und es ist den

 Bürgerinnen und Bürgern nicht
 immer möglich, persönlich in der
 Verwaltung vorzusprechen. Eine
 einfache und benutzerfreund-
 liche Online-Antragstellung kann
 hier Abhilfe schaff en. Ferner
 könnte der Bearbeitungsstand je-
 derzeit online überprüft werden.

■ Die ausreichende Bereitstellung
 von Kitaplätzen ist zwingend zu
 verbessern.
 Mit der Einführung eines kreis-
 weiten Kindertagesstätten- und
 Tagespfl egeportals könnten sich
 Eltern über freie Kapazitäten in
 ihrer Kommune informieren und
 bereits eine Platzreservierung
 vornehmen.

■ Die Kommunen müssen mehr
 Engagement im Bereich der elekt-
 ronischen Abwicklung von Ge-
 schäftsprozessen (E-Government)
 erbringen. Hier soll der Landkreis
 eine Arbeitsgruppe mit allen
 Kommunen einrichten, um eine
 „Best-Practice“-Sammlung zur Ent-
 wicklung, Einführung und Umset-
 zung von E-Government-Maßnah-
 men zusammenzutragen.

■ Der Landesentwicklungsplan muss
 in demokratischer Mitbestimmung
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 entstehen, nicht nur auf adminis-
 trativer Ebene. Parlamente sollen
 mitreden, nicht nur die Regierung
 allein entscheiden. Diese Posi-
 tion als DIE LINKE. Teltow-Flä-
 ming wollen wir in den Kreistag
 und über diesen Weg in die Lan-
 despolitik einbringen. Hier an-
 knüpfend fordern wir für alle
 Kommunen ein Mitsprache- und
 Stimmrecht in der Regionalen
 Planungsgemeinschaft.

■ Wir sind für den Erhalt und die
 weitere Förderung der kreislichen
 Gesellschaften wie dem Ver-
 kehrslandeplatz Schönhagen. Eben-
 so verhält es sich bei der kreis-
 lichen Einrichtung Schullandheim
 Dobbrikow.
 Für das Museumsdorf Glashütte
 ist ein Maßnahmenpaket für not-
 wendige Gebäude-Investitionen und
 Nutzungskonzepte zu erarbeiten.
 Das Museum des Teltow in Wüns-
 dorf ist zu einem attraktiven Ort
 der Heimatgeschichtsvermittlung
 zu entwickeln. Hierzu ist ein Kon-
 zept zu erarbeiten.

5. Durch Nachhaltigkeit
die Umwelt für künftige
Generationen erhalten

■ Mit Blick auf die langanhaltende
 Hitzewelle im Sommer 2018 kann
 niemand mehr ernsthaft den Kli-
 mawandel leugnen. Es gilt nun,
 dessen Folgen für uns alle zu mil-
 dern. Klimaschutz ist nicht nur
 die Erzeugung von Öko-Strom.
 Klimaschutz ist auch Einspa-
 rung von Strom und fängt bei
 jedem Einzelnen an. Das eigene
 Konsumverhalten muss über-
 dacht werden. Das Tierwohl ist
 bei der Massentierhaltung kritisch
 zu betrachten. Wir wollen nieman-
 dem seine Ernährung vorschrei-
 ben – aber wir handeln alle in Ver-
 antwortung für unsere Kinder
 und Enkelkinder und die Zukunft!

■ Der Landkreis hat ein wirksames
 Klimaschutzkonzept auf den Weg
 gebracht. Dessen weitere Umset-
 zung ist für uns Verpfl ichtung.
 Die Nutzung von alternativen
 Energien ist auch durch den
 Ausbau von Solarstromanlagen
 auf öff entlichen Gebäuden inten-
 siv zu prüfen und dort, wo mög-
 lich, rasch umzusetzen.
 Bei der Beschaff ung von Dienst-



13

 fahrzeugen muss verstärkt auf
 Elektromobilität gesetzt werden.

■ Zu einer nachhaltigen Politik ge-
 hört, dass das Kriterium der Nach-
 haltigkeit bei öff entlichen Auf-
 tragsvergaben Berücksichtigung
 fi ndet. Erforderliches Personal soll
 deshalb geschult und gegebenen-
 falls müssen auch die Planstellen
 erweitert werden.

■ Die zunehmende Trockenheit und
 länger andauernde Dürreperioden
 machen es erforderlich, insbe-
 sondere Niederschlagswasser in
 der Fläche zu halten und bei ver-
 mehrt auftretendem Starkregen
 zu speichern.
 Die so erfolgende Absicherung
 des Wasserhaushaltes dient letzt-
 lich auch der Landwirtschaft und
 der Löschwassersicherung.

■ Moore wie der Teufelssee bei
 Sperenberg oder das Rauhe Luch
 zwischen Trebbin und Luckenwal-
 de sind zu schützen. Moorschutz
 ist Klimaschutz. Daher dürfen
 Moorfl ächen nicht trocken gelegt
 werden, um etwa neue Nutzfl ä-
 chen zu erhalten. Im Gegenteil,
 die Wiedervernässung von Moor-
 fl ächen trägt zur Wasserhaltung

 in der Fläche bei. Moore sind
 Kohlenstoff dioxidspeicher und so
 ein wichtiger Beitrag im Kampf
 gegen den Klimawandel.

■ Zur Nachhaltigkeit gehört auch
 der Schutz der Natur. DIE LINKE
 bekennt sich hierzu.

■ Wir setzen uns für die Stärkung
 und Förderung des Naturparks
 Nuthe-Nieplitz ein.

■ Massentierhaltung und intensive
 Bewirtschaftung von Feldern ver-
 stärken die ökologische Schiefl age.
 Es muss von der intensiven auf die
 extensive Felderbewirtschaftung
 umgestellt werden. Zwischen-
 fruchtanbau auf den Äckern ver-
 hindert Bodenerosion durch Wind
 und Starkregen.
 Wir betonen: Nur gemeinsam mit
 den Landwirtinnen und Landwir-
 ten können wir die anstehenden
 Aufgaben lösen.

■ Der landkreiseigene Wald muss
 beispielgebend für die Privatwald-
 besitzenden zeigen, wie Wald-
 umbau – weg von monotonen Kie-
 fernforsten, hin zu klimawandel-
 stabileren Mischwäldern mit Laub-
 und Nadelhölzern – erfolgen kann.
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 Die Anpfl anzung von beziehungs-
 weise Unterpfl anzung mit Laub-
 hölzern trägt nicht zuletzt zum
 Schutz vor Waldbränden bei.

■ Die Erhaltung der Alleen ist auf
 Grund ihrer landesgestalterischen,
 landeskulturellen und kulturhis-
 torischen Bedeutung in Branden-
 burg unser Ziel. Wir treten für Neu-
 pfl anzungen von Alleen an Kreis-
 straßen ein.

■ Der Landkreis hat große Konver-
 sionsfl ächen auf seinem Gebiet.
 DIE LINKE setzt sich dafür ein,
 dass die Geschichte der militäri-
 schen Liegenschaften aufgearbei-
 tet und in Verantwortung vor der
 Geschichte diese authentischen
 Orte genutzt werden, um künftig
 Friedensbotschaften auszusenden.

■ Der Wolf ist geschützt. Die
 Brandenburger Wolfsverordnung
 ist konsequent anzuwenden.
 Schadensregulierungen sind zeit-
 nah und unbürokratisch vorzu-
 nehmen.

■ Der Landkreis soll bei der
 Unterhaltung kreiseigener Liegen-
 schaften den Schutz der Insekten

 beispielhaft praktizieren (Blühfl ä-
 chen erhalten, Pestizidfreiheit).

■ Nachdem der Regionalplan Havel-
 land-Fläming gerichtlich aufgeho-
 ben wurde, treten wir bis zu des-
 sen Neufassung für eine Verän-
 derungssperre ein.
 Wir bekennen uns zu einer ausge-
 glichenen Mischung bei den Er-
    neuerbaren Energien.
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Wahlkreis 1 – Gemeinde Großbeeren, 
Stadt Ludwigsfelde

1. Peter Dunkel, Jg. 1942, Ludwigsfelde
2. Dr. Irene Pacholik, Jg. 1952, Großbeeren
3. Angelika Linke, Jg. 1949, Ludwigsfelde
4. Silvio Pape, Jg. 1975, Ludwigsfelde
5. Dr. Cornelia Hafenmayer, Jg. 1958, Ludwigsfelde
6. Bert Semmler, Jg. 1976, Ludwigsfelde
7. Erika Dahlke, Jg. 1941, Ludwigsfelde
8. Klaus Hubrig, Jg. 1951, Ludwigsfelde
9. Marina Khan, Jg. 1952, Ludwigsfelde
10. Tobias Lübbert, Jg. 1994, Ludwigsfelde
11. Klaus Jeschke, Jg. 1950, Ludwigsfelde
12. Ronald Finke, Jg. 1969, Ludwigsfelde
13. Rocco Parlow, Jg. 1976, Ludwigsfelde
14. Peter Kramer, Jg. 1960, Ludwigsfelde
15. Alexander Nicolaus, Jg. 1960, Ludwigsfelde

Wahlkreis 2 – Gemeinde Blankenfelde-
Mahlow, Gemeinde Rangsdorf

1. Roland Scharp, Jg. 1959, Blankenfelde-Mahlow
2. Annekathrin Loy, Jg. 1982, Blankenfelde-Mahlow
3. Anke Scholz, Jg. 1968, Blankenfelde-Mahlow
4. Hartmut Rex, Jg. 1943, Rangsdorf
5. Stefanie Nimz, Jg. 1986, Blankenfelde-Mahlow
6. Michael Mrositzki, Jg. 1954, Rangsdorf
7. Angelika Tepper, Jg. 1954, Blankenfelde-Mahlow
8. Sascha Loy, Jg. 1978, Blankenfelde-Mahlow
9. Christa Weinert, Jg. 1959, Blankenfelde-Mahlow
10. Katharina Claus, Jg. 1963, Rangsdorf
11. Angelika Böhme, Jg. 1968, Rangsdorf

Wahlkreis 3 – Gemeinde Am Mellensee, 
Stadt Trebbin, Stadt Zossen, 

1. Judith Kruppa, Jg. 1965, Am Mellensee
2. Kai Kueckes, Jg. 1970, Trebbin
3. Cornelia Graff under, Jg. 1972, Zossen
4. Carsten Preuß, Jg. 1962, Zossen
5. Tina Senst, Jg. 1981, Trebbin

Wahlkreis 4  - Stadt Baruth/Mark,
Stadt Luckenwalde,
Gemeinde Nuthe-Urstromtal

1. Felix Thier, Jg. 1986, Luckenwalde
2. Monika Nestler, Jg. 1953, Nuthe-Urstromtal
3. Mandy Werner, Jg. 1973, Baruth/Mark
4. Michael Ebell, Jg. 1959, Baruth/Mark
5. Gabriele Pluciniczak, Jg. 1963, Nuthe-Urstromtal
6. Gerd Heine, Jg. 1956, Nuthe-Urstromtal
7. Sabine Bölter, Jg. 1961, Luckenwalde
8. Dr. Peter Gehrmann, Jg. 1956, Luckenwalde
9. Dr. Margitta-Sabine Haase, Jg. 1944, Luckenwalde
10. Jörg Stubbe, Jg. 1958, Baruth/Mark
11. Martin Zeiler, Jg. 1990, Luckenwalde
12. Werner Fränkler, Jg. 1949, Luckenwalde
13. Dr. Rudolf Haase, Jg. 1942, Luckenwalde

Wahlkreis 5 – Amt Dahme/Mark,
Stadt Jüterbog, Gemeinde Niedergörsdorf

1. Maritta Böttcher, Jg. 1954, Jüterbog
2. Anton Gorisek, Jg. 1952, Jüterbog
3. Heike Kühne, Jg. 1960, Dahme/Mark
4. Benjamin Petzhold, Jg. 1985, Jüterbog
5. Edeltraut Liese, Jg. 1949, Niedergörsdorf
6. Reinhard Siebert, Jg. 1953, Dahme/Mark
7. Petra Haase, Jg. 1955, Jüterbog
8. Tom Siedenberg, Jg. 1997, Jüterbog
9. Anette Schreiber, Jg. 1965, Niedergörsdorf
10. Manfred Thier, Jg. 1953, Luckenwalde
11. Klaus Pollmann, Jg. 1965, Niedergörsdorf
12. Jörg-Martin Bächmann, Jg. 1959, Dahme/Mark
13. Bernd Dieske, Jg. 1951, Niedergörsdorf
14. Dirk Peukert, Jg. 1969, Niedergörsdorf

Unsere Kandidatinnen und Kandidaten:



www.dielinke-tf.de
www.facebook.com/dielinke.tf


